Deutscher Bundestag Drucksache 1 3/6761 

13. Wahlperiode 17.01.97 


Schriftliche Fragen 

mit den in der Woche vom 1 3. Januar 1 997 
eingegangenen Antworten der Bundesregierung 

Verzeichnis der Fragenden 


Abgeordnete Nummer 

der Frage 

Altmann, Elisabeth (Pommelsbrunn) 

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 1 

Andres, Gerd (SPD) 2, 3, 4, 5 

Augustinowitz, Jürgen (CDU/CSU) 30 

Braun, Hildebrecht (Augsburg) (F.D.P.) ... 26, 27, 28 

Büttner, Hans (Ingolstadt) (SPD) 32, 33, 34, 35 

Eich, Ludwig (SPD) 8, 9, 10, 11 

Hagemann, Klaus (SPD) 31 

Hampel, Manfred (SPD) 17 

Hollerith, Josef (CDU/CSU) 12 


Abgeordnete Nummer 

der Frage 

Klemmer, Siegrun (SPD) 36, 37 

Kuhlwein, Eckart (SPD) 29 

Probst, Simone (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) . 41,42 
Schmidt, Dagmar (Meschede) (SPD) ... 18, 19, 20, 21 

Dr. Sonntag-Wolgast, Cornelie (SPD) 6, 7 

Steen, Antje-Marie (SPD) 22, 23, 24, 25 

Teiser, Michael (CDU/CSU) ............. 13 

Wagner, Hans Georg (SPD) 14, 15, 16 

Wallow, Hans (SPD) 38,39,40 



Drucksache 13/6761 


Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Verzeichnis der Fragen nach Geschäftsbereichen der Bundesregierung 


Seite 

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 


Altmann, Elisabeth (Pommelsbrunn) 

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Teilnehmer bei der Unterzeichnung des 
Kulturabkommens mit der Slowakischen 
Republik und der offiziellen Ein- 
weihung des neuen Botschafts- 
gebäudes in Bratislava 1 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des 
Innern 


Andres, Gerd (SPD) 

Modellrechnungen für einen Anstieg des 
Anteils ausländischer Mitbürger bis 2040; 
Berechnungsgrundlage ; Integrations- 
maßnahmen 1 

Dr. Sonntag- Wolgast, Cornelie (SPD) 

Erfolgschancen der für das „Europäische Jahr 
gegen Rassismus 1997" geplanten Fortfüh- 
rung der Aufklärungskampagne „Fair- 
ständnis" ; Durchführung von Journa- 
listen- und Schülerwettbewerben 3 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der 
Finanzen 


Eich, Ludwig (SPD) 

Höhe der von den Ländern aus dem Länder- 


finanzausgleich und den Bundesergän- 
zungszuweisungen seit 1970 erhalte- 
nen und geleisteten Zahlungen 4 

Hollerith, Josef (CDU/CSU) 

Ausgliederung der Immobilienverwaltung 
des Bundes 7 

Teiser, Michael (CDU/CSU) 

Länderfinanzausgleichszahlungen 

an Bayern seit 1949 7 


Wagner, Hans Georg (SPD) 

Vergabe von Bundesmitteln aus den 
Bereichen Verteidigung, Post, Land- 
wirtschaft, Forschung und Verkehr 
an das Land Baden- Württemberg 
seit 1986 8 


Seite 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Wirtschaft 


Hampel, Manfred (SPD) 

Haltung der Europäischen Kommission zur 

Erhebung der Gewerbekapitalsteuer 

in den neuen Bundesländern 9 

Schmidt, Dagmar (Meschede) (SPD) 

Hermes-gedeckte Ausfuhren in Länder 
des Nahen und Mittleren Ostens 
und Nordafrikas; Schulden 

und Schuldenerlasse 10 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Gesundheit 


Steen, Antje-Marie (SPD) 

Novellierung der rechtlichen Rahmen- 
bedingungen für Berufe der 
medizinischen Fußpflege 12 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Verkehr 


Braun, Hüdebrecht (Augsburg) (F.D.P.) 

Ausgleichsmaßnahmen für die zukünftige 

Verschlechterung der Bahnanbindung 

von Augsburg, Schwaben und dem 

Allgäu an den Norden; Mittel für 

den Ausbau von Autobahnen und 

Bundesstraßen, insbesondere 

für die B 17 14 

Kuhlwein, Eckart (SPD) 

Veröffentlichung des Gutachtens über 
die Wirtschaftlichkeit der geplanten 
Transrapidstrecke Hamburg — Berlin .... 15 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Post und Telekommunikation 


Augustinowitz, Jürgen (CDU/CSU) 

Füialänderungen der Deutschen Post AG 
im Kreis Soest 16 


II 



Drucksache 13/6761 


Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Seite 

Hagemann, Klaus (SPD) 

Ungleichbehandlung der Gemeinden 
gegenüber dem Bund in Hinsicht auf 
Wegerechte für leitungsgebundene 
Telekommunikationseinrichtungen 
und drahtlosem Mobilfunk 16 


•Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 

Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Büttner, Hans (Ingolstadt) (SPD) 

Auftragsvergabe an Bauunternehmen inner- 
und außerhalb der EU anläßlich des Umzugs- 
beschlusses nach Berlin; Einsatz von 
ausländischen Arbeitnehmern und 
Höhe des Arbeitsentgelts; Ertei- 
lung von Arbeitserlaubnissen 17 

Klemmer, Siegrun (SPD) 

Kritik an der Vergabepraxis des Bundes bei 
Bauaufträgen für Wohnungen umziehen- 
der Bundesbediensteter in Berlin; 
stärkere Berücksichtigung der 
Berliner Baubetriebe 18 


Seite 

Wallow, Hans (SPD) 

Kostenschätzungen für die Übergangsunter- 
bringung des Deutschen Bundestages in 
Berlin; Unterbringung und Mittelbedarf 
für die zweiten Dienstsitze von Ressorts 
in Berlin; Festschreibung der Bereitschaft 
zum Wechsel nach Berlin in Arbeitsver- 
trägen bei Neueinstellungen für in 
Bonn verbleibende Ressorts; Verein- 
barkeit der Bezugsfertigstellung 
des Luisenblocks mit dem Kabinetts- 
beschluß; Ausgleichsleistungen 
für den Keis Ahrweiler 19 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie 


Probst, Simone (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Versorgungs- und Entsorgungsverträge 
zwischen deutschen Großforschungs- 
einrichtungen und der Atomanlage 
in Dounreay 22 


III 




Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/6761 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 


1. Abgeordnete 

Elisabeth 

Altmann 

(Pommelsbrunn) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Beabsichtigt die Bundesregierung zur anstehen- 
den Unterzeichnung des Kulturabkommens mit 
der Slowakischen Republik und der offiziellen 
Einweihung des neuen Botschaftsgebäudes in 
Bratislava, die Obleute des Auswärtigen Aus- 
schusses und des Unterausschusses für Auswär- 
tige Kulturpolitik sowie den Vorsitzenden und 
die stellvertretenden Vorsitzenden der deutsch- 
slowakischen Parlamentariergruppe einzuladen? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 15. Januar 1997 

Die Bundesregierung wird zu gegebener Zeit über die protokollarischen 
Einzelheiten der Unterzeichnung des Kulturabkommens mit der Slowa- 
kischen Republik und der Einweihung des neuen Botschaftsgebäudes in 
Preßburg entscheiden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


Ist der Bundesregierung eine Pressemitteilung 
der Südwestpresse vom 10. Dezember 1996 
bekannt, wonach der Anteil ausländischer Mit- 
bürger gemäß eines bisher unveröffentlichten 
Berichts der Bundesregierung („Modellrechnun- 
gen zur Bevölkerungsentwicklung in der Bundes- 
republik Deutschland bis zum Jahre 2040”) von 
heute 8,7% auf 13,4% im Jahre 2040 wachsen 
und zudem die Bevölkerung der Bundesrepublik 
Deutschland auf 68,6 Millionen zurückgewiesen 
wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 14. Januar 1997 

Die zitierten Angaben entstammen den vom Bundesministerium des 
Innern im November 1996 herausgegebenen „Modellrechnungen zur 
Bevölkerungsentwicklung in der Bundesrepublik Deutschland bis zum 
Jahre 2040". 


3. Abgeordneter 

Gerd 

Andres 

(SPD) 


Welche Zuwanderungsquote wurde bei dieser 
Berechnung zugrunde gelegt, und wie sah das 
Ergebnis der Untersuchung im Falle einer deut- 
lich niedriger angesetzten Zuwanderung von 
Migrantinnen und Migranten (Aus sie die rinnen/ 
Aussiedler sowie Ausländerinnen/ Ausländer) 
aus? 


2. Abgeordneter 

Gerd 

Andres 

(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 14. Januar 1997 

Dem für das Jahr 2040 prognostizierten Ausländeranteil von 13,4 % wurde 
eine Nettozuwanderung von Ausländern von jährlich 100000 zugrunde 
gelegt. 

Die in den Modellrechnungen enthaltenen Prognosezahlen zu den 
Spätaussiedlern, die auf dem Kenntnisstand von 1995 basieren, sind durch 
die Entwicklung des Jahres 1996 überholt, weil es u. a. einen erheblich 
geringeren Spätaussiedlerzuzug und bedeutend weniger Aufnahmean- 
träge gibt. Eine sachgerechte Prognose für die Zukunft ist aufgrund vieler 
Unsicherheiten nicht möglich; die Tendenz geht in Richtung abnehmen- 
der Zuzug. Ein im Rahmen der Modellrechnungen zu Kontrollzwecken 
gerechneter, also rein theoretischer Vergleichsmaßstab, der von einem 
ausgeglichenen Wanderungssaldo von Null ausgeht, würde zu einem 
Ausl än der anteil im Jahre 2040 von 7 % bei einer auf 63 Millionen reduzier- 
ten Gesamtbevölkerung führen. 


4. Abgeordneter 

Gerd 

Andres 

(SPD) 


Welche migrationspolitischen Konsequenzen 
müssen nach Meinung der Bundesregierung 
auch vor dem Hintergrund einer besonders gra- 
vierend zu erwartenden Veränderung der Alters- 
struktur gezogen werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 14. Januar 1997 

Die Ausländerpolitik der Bundesregierung ist weiterhin gerichtet auf 

- die Integration der rechtmäßig in Deutschland lebenden ausländischen 
Arbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen unter Einschluß der 
anerkannten Flüchtlinge und 

- die Begrenzung des weiteren Zuzugs aus Staaten außerhalb der Euro- 
päischen Union und des Europäischen Wirtschaftsraumes. 

Die Bundesregierung sieht weder heute noch in überschaubarer Zukunft 
einen Bedarf für eine aktive Zuwanderungspolitik. Dieses ergibt sich u. a. 
auch daraus, daß Deutschland bereits seit Jahren Zuwanderungsüber- 
schüsse in beträchtlicher Höhe zu verzeichnen hat (z. B.: 1993; ca. 470000, 
1994: ca. 330000, 1995: ca. 410000). 

Mit dieser Haltung steht die Bundesregierung keineswegs allein. Alle 
Partner in der Europäischen Union verhalten sich ähnlich. So wird in der 
„Mitteilung der Kommission der Europäischen Union zum Thema Ein- 
wanderung und zum Asylrecht", die im Jahre 1994 von dem Kommissar 
der Europäischen Union, Padraig Flynn, vorgelegt worden ist, die Not- 
wendigkeit einer Begrenzung der Zuwanderung betont. Angesichts der 
wirtschaftlichen Lage und der Situation auf dem Arbeitsmarkt müsse die 
Aufnahmepraxis in der Regel auch in nächster Zeit restriktiv sein. Eine 
Festlegung von Zuwanderungsquoten sei kurzfristig keine geeignete 
Maßnahme. 


5. Abgeordneter 

Gerd 

Andres 

(SPD) 


Über welche zukunftsorientierten Maßnahmen 
und Visionen verfügt die Bundesregierung, um 
die augenscheinlich notwendig wachsende Zahl 
der in der Bundesrepublik Deutschland lebenden 
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Migrantinnen und Migranten deutscher und 
nichtdeutscher Nationalität integrativ zu unter- 
stützen, ihre Einbürgerung zu erleichtern und 
gleichzeitig die im Lande geborene deutsche 
Bevölkerung auf das Faktum Zuzug/Eih Wande- 
rung positiv vorzubereiten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 14. Januar 1997 


Bund, Länder und Gemeinden unterstützen ebenso wie die Sozialpartner 
und weitere gesellschaftliche Gruppen seit jeher die Integration mit einer 
breiten Palette von Maßnahmen. Ein Schwerpunkt liegt im Bereich des 
Übergangs jugendlicher Ausländer von der Schule in den Beruf. Die Inte- 
gration kann nur gelingen, wenn der Zuzug von Ausländern aus Staaten 
außerhalb der Europäischen Union und des Europäischen Wirtschafts- 
raums weiterhin begrenzt bleibt. An diesem Konzept wird festgehalten. 

Erhebliche Einbürgerungserleichterungen wurden zudem mit den Ein- 
bürgerungsvorschriften der §§85 ff. des Ausländergesetzes geschaffen. 

Besondere Maßnahmen zur Vorbereitung der deutschen Bevölkerung auf 
einen weiteren Zuzug von Ausländern werden im allgemeinen im Zusam- 
menhang mit der Forderung nach Schaffung einer Einwanderungsgesetz- 
gebung mit jährlichen Aufnahmequoten verlangt. Die Bundesregierung 
hält derartige Maßnahmen für nicht erforderlich, da sie auch die zugrun- 
deliegende Konzeption nicht teilt. 


6. Abgeordnete Wie beurteilt das Bundesministerium des Innern 

Dr. Cornelie die Erfolgschancen der für das „Europäische Jahr 

Sonntag- Wolgast gegen Rassismus 1997" geplanten Fortführung 
(SPD) der Aufklärungskampagne „Fairständnis" vor 

dem Hintergrund, daß solche Toleranzkampag- 
nen gerade nicht von eher fremdenfeindlich ein- 
gestellten Personen wahrgenommen werden und 
die Autoren der Studie „Das Bild der Ausländer in 
der Öffentlichkeit" die Erfolgsaussichten solcher 
Kampagnen, einen Bewußtseinswandel in der 
Bevölkerung zu erreichen, bereits 1995 „als eher 
gering" beurteilt haben (vgl. Zentrum für Türkei- 
studien [Hrsg.], Das Bild der Ausländer in der 
Öffentlichkeit, Opladen 1995, S. 157)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 15. Januar 1997 

Auch wenn Gewalttaten mit fremdenfeindlichem Hintergrund seit 1993 
stetig abnehmen, bleiben begleitende Maßnahmen im präventiven 
Bereich unerläßlich, denn nach wie vor stellen Extremismus, Fremden- 
feindlichkeit und Antisemitismus eine Herausforderung für unsere Gesell- 
schaft dar, wie die jüngsten fremdenfeindhchen Gewalttaten in Branden- 
burg gezeigt haben. Daher haben sich die Innenminister und -Senatoren 
der Länder am 22. November 1996 auf der Sitzung der Ständigen Konfe- 
renz der Innenminister und -Senatoren der Länder einvernehmlich darauf 
verständigt, diese Kampagne im Rahmen der Maßnahmen zum „Europä- 
ischen Jahr gegen Rassismus (1997)" weiterzuführen. Ziel der Kampagne 
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war und ist es weiterhin, insbesondere die Jugendlichen über Entstehen, 
Hintergründe und Ausmaß von Gewalt, Fremdenfeindlichkeit und Extre- 
mismus aufzuklären und sie zu motivieren, Möglichkeiten zu suchen, wie 
diesen Phänomen begegnet werden kann. 

Die Aufklärungskampagne hat eine große Zahl von Jugendlichen aus den 
unterschiedlichsten Bereichen erreichen können, darunter auch solche 
Jugendliche, die für diese Thematik erst sensibilisiert worden sind. Die 
Kampagne hat dazu beigetragen, ein gesellschaftliches Klima zu schaffen, 
in dem Fremdenfeindlichkeit und Extremismus geächtet werden. Das 
Bundesministerium des Innern ist davon überzeugt, daß die Kampagne 
auch in Zukunft diese Wirkung zeigen wird. Das Echo auf die neuen Maß- 
nahmen, das neue Heft für Jugendliche „basta - Nein zur Gewalt" und das 
neue Computerspiel „Im Netzwerk gefangen - DUNKLE SCHATTEN 2" 
ist wiederum groß. 

Die zitierte Studie „Das Bild der Ausländer in der Öffentlichkeit" kann als 
Beleg für die Erfolgsaussichten einer solchen Kampagne nicht herange- 
zogen werden, da sie nur die Wirkung von Postern untersucht hat. Die Auf- 
klärungskampagne der Innenminister ist dagegen sehr viel breiter ange- 
legt. 


7. Abgeordnete 

Dr. Cornelie 
Sonntag-Wolgast 

(SPD) 


Plant die Bundesregierung im Rahmen des „Eu- 
ropäischen Jahres gegen Rassismus 1997" die 
Durchführung von Journalisten- und Schüler- 
wettbewerben analog zu den Vorhaben des Ber- 
liner Senats vor dem Hintergrund, daß die Mit- 
teilung der Kommission vom 13. Dezember 1995 
(KOM 95-653) nicht nur die Verwendung eines 
Logos, die Durchführung von Informationskam- 
pagnen, sondern auch die von Wettbewerben mit 
einschließt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 15. Januar 1997 


Die Bundeszentrale für politische Bildung veranstaltet jährlich einen 
Wettbewerb für Schüler zur politischen Bildung. Dies ist auch für 1997 
geplant, möglicherweise unter dem Motto „Polen unser Nachbar im 
Osten". 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


8. Abgeordneter 

Ludwig 

Eich 

(SPD) 


Wie hoch waren die Zahlungen in den Jahren 
1970 bis 1982 insgesamt, die die einzelnen Län- 
der seit der Finanzreform 1970 über den Länder- 
finanzausgleich und die Bundesergänzungszu- 
weisungen erhalten haben? 
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9. 


Abgeordneter 

Ludwig 

Eich 


(SPD) 


Wie hoch waren diese Zahlungen in den Jahren 
1983 bis 1996? 


10. Abgeordneter 

Ludwig 

Eich 

(SPD) 


Wie hoch waren die Zahlungen der einzelnen 
Länder in den Länderfinanzausgleich in den Jah- 
ren 1970 bis 1982? 


11. Abgeordneter 

Ludwig 

Eich 

(SPD) 


Wie hoch waren diese Zahlungen in den Jahren 
1983 bis 1996? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 15. Januar 1997 

Die Zahlen zum bundesstaatlichen Finanzausgleich sind nachstehend 
aufgeführt. 

In den Jahren 1991 bis 1994 wurde der Länderfinanzausgleich jeweils 
getrennt unter den alten Ländern und unter den neuen Ländern ohne 
Beteiligung Berlins durchgeführt. Vom Volumen her war dabei der Län- 
derfinanzausgleich unter den neuen Ländern nur unbedeutend (zwischen 
70 bis 185 Mio. DM jährlich). Deshalb sind bis 1994 nur die Daten der alten 
Länder wiedergegeben. 

Seit 1995 findet ein gesamtdeutscher Länderfinanzausgleich unter Ein- 
beziehung der neuen Länder und Berlins statt. Seitdem sind die neuen 
Länder und Berlin auch an den Bundesergänzungszuweisungen beteiligt. 
Das Jahr 1995 ist deshalb gesondert auf geführt. Für 1996 dürften vorläu- 
fige Jahresergebnisse Ende Februar 1997 verfügbar sein. 

Zuweisungen im Länder finanzausgleich und 
Bundesergänzungszuweisungen 1970 bis 1994 



1970 bis 1982 

1983 bis 1994 

Land 

Zuweisungen 
im Länder- 
finanzausgleich 

Bundes- 

ergänzungs- 

zuweisungen 

Zuweisungen 
im Länder- 
finanzausgleich 

Bundes- 

ergänzungs- 

zuweisungen 


-in Mio. DM- 

Nordrhein-Westfalen 



472 

285 

Bayern 

3 599 

2 469 

307 

1 352 

Niedersachsen 

10 083 

4 193 

14 522 

12 568 

Rheinland-Pfalz 

3 701 

2 341 

5 561 

6 335 

Schleswig-Holstein 

3 964 

1 695 

5 829 

4 930 

Saarland 

2 661 

659 

4 408 

5 194 

Hamburg 

- 

- 

174 

- 

Bremen 

1 547 

- 

5 942 

4 851 

zusammen 

25 555 

11 357 

37 215 

35 515 
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Beiträge im Länderfinanzausgleich 1970 bis 1994 


Land 

1970 bis 1982 

1983 bis 1994 


-in Mio. DM- 

Nordrhein-Westfalen 

3 437 

173 

Bayern 

- 

786 

Baden-Württemberg 

11 978 

19 230 

Hessen 

4 061 

15 596 

Hamburg 

6 080 

1430 

zusammen 

25 555 

37 215 


Länderfinanzausgleich und Bundesergänzungszuweisungen 1995 


Land 

Zuweisungen im 
Länderfinanz- 
ausgleich 

Bundes- 

ergänzungs- 

zuweisungen 


-in Mio. DM- 

Niedersachsen 

451 

1 184 

Sachsen 

1 783 

4 497 

Rheinland-Pfalz 

229 

1 014 

Sachsen-Anhalt 

1 123 

2 876 

Schleswig-Holstein 

- 

391 

Thüringen 

1 017 

2 631 

Brandenburg 

865 

2 612 

Mecklenburg- Vorpommern 

771 

1 978 

Saarland 

180 

2 032 

Berlin 

4 209 

3 729 

Bremen 

562 

2 127 

zusammen 

11 192 

25 071 


Land 

Beiträge im Länderfinanzausgleich 


-in Mio. DM- 

Nordrhein- Westfalen 

3 442 

Bayern 

2 533 

Baden-Württemberg 

2 804 

Hessen 

2 154 

Schleswig-Holstein 

142 

Hamburg 

118 

zusammen 

11 192 
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12. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Ausgliede- 
rung (Outsour Ging) der Immobilienverwaltung 
des Bundes in die Wege zu leiten, um damit auch 
Impulse für einen „Schlanken Staat" zu geben? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 10. Januar 1997 

Die Bundesregierung hat bereits in der Vergangenheit Aufgaben der Lie- 
genschaftsverwaltung ausgegliedert (Outsourcing) und damit Impulse für 
einen „Schlanken Staat" geliefert. 

Die Bundesvermögensverwaltung privatisiert die nicht für Bundeszwecke 
benötigten Liegenschaften durch Veräußerung. Dabei bedient sie sich 
auch Dritter (z. B. Immobilienunternehmen, Makler), soweit dadurch die 
Verwertungen beschleunigt und damit die Voraussetzungen für neue 
Investitionen und Arbeitsplätze erreicht werden können. Diese Bemühun- 
gen werden verstärkt fortgesetzt. 

Auch bei der Verwaltung der Liegenschaften wird mit zunehmender Ten- 
denz auf externe Kräfte zurückgegriffen (z. B. bei der Bewirtschaftung und 
bei der Bauunterhaltung). 

Daneben laufen unter Einschaltung gewerblicher Berater zwei Pilotvor- 
haben zur externen Vergabe von Aufgaben der Liegenschaftsverwaltung, 
und zwar zur Gebäudebewirtschaftung in Bonn und zur Zentralisierung 
der technischen Dienste in Berlin, deren Ergebnisse gegen Mitte dieses 
Jahres erwartet werden. 

Zudem werden in den Liegenschaftsverwaltungen zunehmend Kosten- 
und Leistungsrechnungen eingeführt, die einen unmittelbaren Vergleich 
der Leistungen der Verwaltung mit denen der privaten Anbieter ermög- 
lichen und damit eine objektive Grundlage für künftige Überlegungen zur 
Aufgabenausgliederung bieten. 


13. Abgeordneter 
Michael 
Teiser 

(CDU/CSU) 


In welchen Haushaltsjahren seit 1949 hat der 
Freistaat Bayern jeweils in welcher Höhe Mittel 
aus dem Länderfinanzausgleich erhalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 15. Januar 1997 


Die Zuweisungen an Bayern aus dem Länderfinanzausgleich stellen sich 
nach hier verfügbaren statistischen Reihen wie folgt dar: 


Jahr 

Mio. DM 

Jahr 

Mio. DM 

Jahr 

Mio. DM 

1950 

34,6 

1966 

140,6 

1982 

162,2 

1951 

13,3 

1967 

122,1 

1983 

134,5 

1952 

15,3 

1968 

100,7 

1984 

41,3 

1953 

27,3 

1969 

232,9 

1985 

27,5 

1954 

39,9 

1970 

148,2 

1986 

48,8 
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Jahr 

Mio. DM 

Jahr 

Mio. DM 

Jahr 

Mio. DM 

1955 

102,2 

1971 

198,9 

1987 

- 

1956 

109,7 

1972 

178,3 

1988 

- 

1957 

138,1 

1973 

167,0 

1989 

- 

1958 

220,3 

1974 

346,4 

1990 

- 

1959 

233,1 

1975 

368,5 

1991 

- 

1960 

185,0 

1976 

332,1 

1992 

54,5 

1961 

219,3 

1977 

399,3 

1993 

- 

1962 

228,9 

1978 

299,0 

1994 

- 

1963 

194,1 

1979 

327,9 

1995 

- 

1964 

232,6 

1980 

402,6 

1996 

- 

1965 

188,8 

1981 

268,3 




Seit 1987 gehört Bayern mit Ausnahme des Jahres 1992 zu den Überschuß- 
ländern im Länderfinanzausgleich, wobei es sich in den Jahren 1987 und 
1988 in der ausgleichsfreien Zone befand und in den anderen Jahren 
außer 1992 Ausgleichsbeiträge leistete. 


14. Abgeordneter 

Hans Georg 
Wagner 

(SPD) 


Welche Mittel sind von 1986 bis 1988 in den 
Bereichen Verteidigung, Post, Landwirtschaft, 
Forschung und Verkehr aus dem Bundeshaushalt 
nach Baden-Württemberg geflossen? 


15. Abgeordneter 

Hans Georg 
Wagner 

(SPD) 


Welche Mittel sind von 1989 bis 1991 in den 
Bereichen Verteidigung, Post, Landwirtschaft, 
Forschung und Verkehr aus dem Bundeshaushalt 
nach Baden- Württemberg geflossen? 


16. Abgeordneter 

Hans Georg 
Wagner 

(SPD) 


Welche Mittel sind von 1992 bis 1995 in den 
Bereichen Verteidigung, Post, Landwirtschaft, 
Forschung und Verkehr aus dem Bundeshaushalt 
nach Baden- Württemberg geflossen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 15. Januar 1997 


Da der Bundeshaushalt nicht nach regionalen Gesichtspunkten auf- 
gestellt und ausgeführt wird, stehen nicht alle von Ihnen gewünschten 
Daten zur Verfügung. Die Zahlen für den Bereich der Verteidigung umfas- 
sen ledighch Infrastrukturmaßnahmen, Beschaffungen, Forschung und 
Entwicklung (ab 1990). Die Ausgaben dieser Art bilden maximal 25% der 
Ausgaben für Verteidigung. 
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Mittel aus dem Bundeshaushalt für Baden-Württemberg 


Bereich 

Haushalts- 

jahre 

1986-1988 
- Mrd. DM - 

Haushalts- 

jahre 

1989-1991 
-Mrd. DM- 

Haushalts- 

jahre^) 

1992-1994 

-Mrd. DM- 

Haushalts- 

jahre 

1992-1995 
-Mrd. DM- 

Bemerkungen 

Landwirtschaft 
(Epl. 10) 

3,0 

3,6 

4,3 

5,7 


Zahlungen 
des EAGFL 

- 

0,2 

0,7 

1,1 

Vom Bund erhaltene und an das 

Land weitergeleitete EU-Mittel 
(Zahlungen des EAGFL). 

Verkehr (Epl. 12) 

6,3 

5,9 

6,0 

8,2 

Regionalisierte Zahlen liegen nur 
für Infrastrukturinvestitionen für 
Bundesschienenwege, Bundesfern- 
und Bundeswasserstraßen sowie 
für Mittel nach dem Gemeinde- 
verkehrsfinanzierungsgesetz vor. 

Post (Epl, 13) 



0,0 

0,0 

Ohne Sondervermögen Deutsche 
Bundespost und daraus hervor- 
gegangene Unternehmen. 

Verteidigung 
(Epl. 14) 



5,52) 

5,4 

6,7 

Regionalisierte Zahlen sind erst 
ab 1990 verfügbar. 

Forschung 
(Epl. 30) 

6,6 

6,8 

6,7 

- 

Regionalisierte Zahlen liegen für 
1995 noch nicht vollständig vor. 


Die Beträge sind in denen der nachfolgenden Spalte enthalten. 
2) Ohne 1989. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


17. Abgeordneter 

Manfred 

Hampel 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Europäische Kommission nie 
gedrängt hat, eine westdeutsche Steuer auch in 
Ostdeutschland einzuführen, oder ist der weitere 
Aufschub der Erhebung der Gewerbekapital- 
steuer in den neuen Ländern EG -widrig (vgl. 
Handelsblatt vom 17. Dezember 1996, „Gewer- 
bekapitalsteuer " ) ? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Heinrich Leonhard Kolb 
vom 15. Januar 1997 

Die Bundesregierung verfügt über keine Anhaltspunkte dafür, daß die 
Europäische Kommission über das Jahr 1996 hinaus die Nichterhebung 
der Gewerbekapitalsteuer in Ostdeutschland weiter toleriert hätte. Die 
Bundesregierung verweist insofern auf ihre Antwort zu Frage 55 in Druck- 
sache 13/6665. 
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18. Abgeordnete 

Dagmar 

Schmidt 

(Meschede) 

(SPD) 


Seit wann und in welcher Höhe werden deutsche 
Exporte in Länder des Nahen und Mittleren 
Ostens sowie Nordafrikas mit Hermes-Bürg- 
schaften abgedeckt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Heinrich Leonhard Kolb 
vom 15. Januar 1997 


Die Ausfuhrgewährleistungen des Bunsdes stehen seit ihrer Einführung 
1949 grundsätzlich für deutsche Exporte in alle Länder, d. h. auch in die 
Länder des Nahen und Mittleren Ostens sowie Nordafrikas, zur Ver- 
fügung. Konkret richtet sich die Eröffnung von Deckungsmöglichkeiten 
nach der Wirtschafts- und Transferkraft der einzelnen Länder. 


19. Abgeordnete 

Dagmar 

Schmidt 

(Meschede) 

(SPD) 


Auf welchen Betrag beliefen sich die Hermes- 
besicherten Ausfuhren in Länder des Nahen und 
Mittleren Ostens sowie Nordafrikas in den Jahren 
1990 bis 1995, und wie hoch war in diesen Jahren 
der Anteil der Hermes-gedeckten Ausfuhren an 
den Gesamtexporten in die jeweiligen Länder? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Heinrich Leonhard Kolb 
vom 15. Januar 1997 

Die zwischen 1990 und 1995 übernommenen Deckungen in die vor- 
genannten Länder betrugen 



Mrd. DM 

1990 

7,3 

1991 

8,6 

1992 

10,7 

1993 

5,9 

1994 

6,7 

1995 

5,3 


Die deutschen Ausfuhren in die vorgenannten Länder beliefen sich auf 



Mrd. DM 

1990 

22,2 

1991 

25,2 

1992 

27,6 

1993 

23,8 

1994 

24,4 

1995 

22,4 


Die neu übernommenen Deckungen können zu den Ausfuhren nicht ins 
Verhältnis gesetzt werden. Denn in den gedeckten Beträgen sind auch 
Gewährleistungen enthalten, denen keine entsprechenden Ausfuhren 
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gegenüberstehen (z. B. Nebendeckungen wie die Absicherung des Fabri- 
kationsrisikos während der Fertigungsphase, Deckungen für die unbe- 
rechtigte Inanspruchnahme von Garantien, Baugerätedeckungen etc.). 
Außerdem fällt häufig der Zeitpunkt der Deckungsübernahme und der 
Lieferung nicht in dasselbe Jahr. 


20. Abgeordnete 

Dagmar 

Schmidt 

(Meschede) 

(SPD) 


Wie hoch belaufen sich im einzelnen die Schul- 
den von Ländern des Nahen und Mittleren Ostens 
sowie Nordafrikas gegenüber der Bundesrepu- 
blik Deutschland aufgrund der Übernahme von 
Hermes- Schulden, und in welcher Höhe ist in 
diesen Ländern durch die jeweilige staatliche 
Indeckungsnahme der Anstieg der Auslandsver- 
schuldung zu beziffern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Heinrich Leonhard Kolb 
vom 15. Januar 1997 


Ich bitte um Verständnis, daß Obligozahlen soweit sie nicht geographi- 
sche Räume, sondern einzelne Länder betreffen, bei uns wie auch in ande- 
ren Exportländern vertraulich behandelt werden. Das Obligo des Bundes 
nach § 9 HG 1996 (= mögliche Höchsthaftung entsprechend den 
Anschreibungen bei der Bundesschuldenverwaltung) für die vorgenann- 
ten Länder beträgt derzeit 44,4 Mrd. DM. 

Dieser Betrag kann jedoch aus dem in Beantwortung der Frage 19 genann- 
ten Grund nicht mit einer entsprechenden Erhöhung der Außenverschul- 
dung der Länder des Nahen und Mittleren Ostens sowie Nordafrikas 
gleichgesetzt werden. Hinzu kommt, daß sich der Schuldenstand aus Her- 
mes-gedeckten Krediten laufend verändert: Neuverpflichtungen stehen 
Enthaftungen durch Rückzahlungen auf bestehende Verpflichtungen 
gegenüber. 


21. Abgeordnete 

Dagmar 

Schmidt 

(Meschede) 

(SPD) 


Für welche Länder des Nahen und Mittleren 
Ostens sowie Nordafrikas hat es bisher einen 
Teilerlaß der aus verbürgten Handelsgeschäften 
resultierenden Schulden gegeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Heinrich Leonhard Kolb 
vom 15. Januar 1997 


Von den Ländern des Nahen und Mittleren Ostens sowie Nordafrikas 
haben Jemen und Ägypten Teilerlasse auf bundes verbürgte Handels- 
förderungen erhalten. Die Teilerlasse erfolgten auf der Grundlage von 
Umschuldungs- und Erlaßvereinbarungen des Pariser Clubs. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


22. Abgeordnete 

Antje- Marie 
Steen 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Notwen- 
digkeit zur Novellierung der Berufsbezeichnung 
für die Berufe der medizinischen Fußpflege im 
Hinblick auf Definitionsklarheit und gegensei- 
tige Anerkennung innerhalb Europas? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 14. Januar 1997 

Die Ausbildung der medizinischen Fußpfleger ist mit Ausnahme von 
Bayern und Niedersachsen staatlich nicht geregelt. Sie basiert daher 
zumeist auf Ausbildungsgängen von unterschiedlichster Dauer - meist 
Kurzlehrgängen von wenigen Tagen oder Wochen - und hinsichtlich ihrer 
Inhalte und Ansprüche an Schulen und Lehrende von sehr unterschied- 
hcher Quahtät. Vor diesem Hintergrund fordern insbesondere die Berufs- 
kreise aber auch Länder seit geraumer Zeit eine bundeseinheitliche Zulas- 
sungsregelung auf der Grundlage von Artikel 74 Nr. 19 des Grundgeset- 
zes. 

Das Bundesministerium für Gesundheit hat im zurückliegenden Jahr, auf 
der Basis der vorhandenen Länderregelungen mit ärztlichen und nicht- 
ärztlichen Berufskreisen wichtige Eckpunkte einer bundeseinheitlichen 
Ausbildung zum medizinischen Fußpfleger erörtert. Im Vordergrund steht 
die Frage, ob aus Qualitätsgesichtspunkten eine bundeseinheitliche Aus- 
bildung, entsprechend anderer Ausbildungen zu Medizinalfachberufen, 
notwendig ist. 

Im Zusammenhang mit diesen Überlegungen wurde auch die Frage der 
Berufsbezeichnung diskutiert. Hier bietet sich in Anlehnung an andere 
Mitgliedstaaten der EU nach Auffassung aller Beteiligter die Bezeichnung 
„Podologe", „Podologin" an. Die Anerkennung des Berufs in Europa 
richtet sich nach den allgemeinen Regelungen der Richtlinie 92/51/EWG. 


23. Abgeordnete 

Antje-Marie 

Steen 

(SPD) 


Wie ist der derzeitige Stand der Entwicklung und 
Umsetzung des Entwurfs zum Podologengesetz 
(uns vorliegend Stand 2/96) im Rahmen der medi- 
zinischen Berufsgesetze, einschließlich einer ent- 
sprechenden Ausbildungs- und Prüfungsord- 
nung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 14. Januar 1997 

Das Bundesministerium für Gesundheit hat mit Vertretern der Fußpflege- 
verbände und ausgewählter ärztlicher Verbände Gespräche zur Erarbei- 
tung von Eckwerten für die Ausbildung zum medizinischen Fußpfleger 
(Podologen) geführt und diese in einem Arbeitspapier zusammengefaßt. 
Ein förmhcher Referentenentwurf eines Podologengesetzes hegt nicht vor. 
Die Prüfung, ob ein Berufsgesetz zwingend notwendig ist, ist noch nicht 
abgeschlossen. In diesem Zusammenhang wird auf die Ausführungen zu 
Frage 22 hingewiesen. 
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24. Abgeordnete 

Antje-Marie 

Steen 

(SPD) 


Durch welche Maßnahmen beabsichtigt die Bun- 
desregierung sicherzustellen, daß eine klare 
Abgrenzung zwischen den Kompetenzbereichen 
der Berufe der medizinischen Fußpflege und de- 
nen der Podologen eingehalten wird und die 
Möglichkeiten einer Übergangsphase bzw. einer 
aufbauenden Weiterqualifikation vom Beruf der 
medizinischen Fußpflege zum Podologen/zur 
Podologin gegeben wird? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 14. Januar 1997 

In einem Podologengesetz würde entsprechend den anderen gesetzlichen 
Zulassungsregelungen für Medizinalfachberufe in einer Übergangsvor- 
schrift zu regeln sein, unter welchen notwendigen wie zumutbaren Vor- 
aussetzungen „Alt-Fußpfleger" die gesetzlich geschützte Berufsbezeich- 
nung eines Podologen erwerben können. 

Durch ein Gesetz können Fußpfleger jedoch nicht darin eingeschränkt 
werden, die kosmetische Dienstleistung „Fußpflege" auch weiterhin 
anzubieten. Lediglich für medizinisch indizierte Behandlungen soll die 
Bezeichnung „Podologe" gewährleisten, daß der Patient durch qualifiziert 
ausgebildete Angehörige eines Medizinalfachberufs bestmöglich ver- 
sorgt wird. 


25. Abgeordnete 

Antje-Marie 

Steen 

(SPD) 


Welche Auswirkungen erwartet die Bundes- 
regierung durch die Umsetzung des Entwurfs 
eines Podologengesetzes auf die gesetzliche 
Krankenversicherung, und wie bewertet sie diese 
Auswirkungen im Rahmen der derzeitigen De- 
batte um die Weiterentwicklung im Gesundheits- 
wesen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 14. Januar 1997 

Medizinische Fußpflege ist nach dem geltenden Recht des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB V) grundsätzlich keine Leistung der gesetzlichen 
Krankenversicherung, da Fußpflege in der Regel nicht Behandlung einer 
Krankheit im versicherungsrechtlichen Sinne ist, auch wenn sie, wie jede 
Form der Körperpflege, ebenfalls präventiven Zwecken dient. 

Der Bundesausschuß der Ärzte und Krankenkassen hat im Mai 1994 mit 
-der Aufnahme der medizinischen Fußpflege in die Liste der nicht verord- 
nungsfähigen Heilmittel klargestellt, daß es sich hierbei um eine Maß- 
nahme der Körperpflege handelt, die dem Bereich der persönlichen 
Lebensführung zuzuordnen ist. Auch wenn medizinische Fußpflege z. B. 
bei Vorliegen einer Allgemeinerkrankung unter erschwerten Bedigungen 
durchgeführt wird, gehört dies zum Verantwortungsbereich des einzelnen 
Patienten. 

Nur wenn ein krankhafter Zustand vorliegt und ein Vertragsarzt deshalb 
Fußpflege als ärztliche Leistung im Sinne von Krankenbehandlung (§ 27 
SGB V) verordnet, ist sie als Kassenleistung anzusehen. Lediglich in 
diesen spezifischen Fällen dürfen die gesetzlichen Krankenkassen die 
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entstehenden Kosten für die Fußpflege übernehmen. Die in diesem Sinne 
medizinisch notwendige Fußpflege hat der Arzt derzeit im Rahmen der 
Behandlung selbst zu erbringen. Die Abrechnung der Leistung erfolgt 
durch den Arzt mit der Krankenkasse des Patienten über die Gesamtver- 
gütung. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


26. Abgeordnete 

Hildebrecht 

Braun 

(Augsburg) 

(F.D.P.) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um auch in Zukunft den Raum Augsburg 
und Schwaben über die weiterhin bestehende 
Schnellbahnverbindung Augsburg — Nürnberg 
bzw. Augsburg — Ansbach — Würzburg mit neu- 
ester Bahntechnik in den Nord-Süd bzw. Süd- 
Nord-Verkehr einzubinden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 16. Januar 1997 


Die Bundesregierung geht davon aus, daß die in dieser Frage eigenverant- 
wortlich entscheidende Deutsche Bahn AG für die Verbindungen von 
Augsburg in Richtung Norden weiterhin, wie vom Vorstand der Deut- 
schen Bahn AG zugesagt, ein bedarfsgerechtes, attraktives Betriebspro- 
gramm anbieten wird. 


27. Abgeordnete 

Hildebrecht 

Braun 

(Augsburg) 

(F.D.P.) 


Inwieweit ist die Bundesregierung bereit, zum 
Ausgleich für die Schlechterstellung Augsburgs 
und Schwabens durch die Entscheidung für die 
Trasse Ingolstadt kompensatorisch Gelder für 
den Ausbau von Autobahnen und Bundesstra- 
ßen, hier insbesondere für die B 17 zwischen 
Augsburg und Landsberg und damit zwischen 
Augsburg und dem Allgäu, zur Verfügung zu 
stellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 16. Januar 1997 

Die Bundesregierung vermag insgesamt keine Schlechterstellung Augs- 
burgs und Schwabens zu erkennen. 

Auf die Antwort zu Frage 26 wird verwiesen. Überdies ist zu berücksich- 
tigen, daß mit der Aufnahme des Vorhabens Augsburg — München in den 
Bundesverkehrswegeplan eine Kernforderung des Augsburger Raums 
erfüllt wurde und durch Führung von Zügen zwischen München und 
Nürnberg über Ingolstadt die Strecke zwischen Augsburg und München 
entlastet und damit Entwicklungsmöglichkeiten auf dieser Strecke für 
weitere zu erwartende Verkehrssteigerungen geschaffen werden. 
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28. Abgeordnete 

Hildebrecht 

Braun 

(Augsburg) 

(F.D.P.) 


Welche Kompensation für die in Zukunft ver- 
schlechterte Bahnanbindung der Fremdenver- 
kehrsregion Allgäu an den Norden Deutschlands 
ist in den Planungen von Bund und Bahn AG vor- 
gesehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 16. Januar 1997 

Aufgrund der mit dem Vorhaben Nürnberg — Ingolstadt — München 
erzielbaren Fahrzeitverbesserungen sowie des von der Deutschen Bahn 
AG geplanten Einsatzkonzeptes von Neigetechnikfahrzeugen für das All- 
gäu wird sich die Bahnanbindung der Fremdneverkehrsregion Allgäu 
nach Auffassung der Bundesregierung nicht verschlechtern, sondern an 
Attraktivität gewinnen. 


29. Abgeordneter 

Eckart 

Kuhlwein 

(SPD) 


Treffen Presseberichte („Leipziger Volkszei- 
tung" vom 14. Dezember 1996) zu, nach denen 
die Bundesregierung ein Gutachten unter 
Verschluß hält, in dem die bisher der Planung der 
Magnetschwebebahn Transrapid von Hamburg 
nach Berlin zugrunde gelegte Wirtschaftlich- 
keitsrechnung in Frage gestellt wird, und ist die 
Bundesregierung bereit, das Gutachten unver- 
ändert zu veröffentlichen, um die laufenden 
planungsrechtlichen Verfahren nicht zu verfäl- 
schen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 13. Januar 1997 

Bei seiner Entscheidung über den Bau der Transrapidstrecke Berlin — 
Hamburg Anfang März 1994 war sich das Bundeskabinett über die wirt- 
schaftlichen Risiken dieses Großprojekts im klaren. 

Im Kabinettsbeschluß heißt es deshalb; „Während der der Bauphase vor- 
angehenden, etwa zweijährigen Planungsphase unterrichtet der Bundes- 
minister für Verkehr das Kabinett über die Kosten- und Risikoentwick- 
lung. Sollten sich dabei wesentliche Abweichungen von den zugrunde 
gelegten Annahmen ergeben, wird das Kabinett die notwendigen Ent- 
scheidungen treffen. " 

Damit war schon damals klar zum Ausdruck gebracht, daß im Planungs- 
prozeß weitere aktualisierte Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen für das 
Gesamtprojekt der Transrapidstrecke Berlin — Hamburg auf den Tisch 
müssen. Bei der dem Kabinettsbeschluß vom März 1994 zugrunde geleg- 
ten Wirtschaftlichkeitsuntersuchung konnten schließlich weder der eini- 
germaßen genaue Streckenverlauf noch die Haltepunkte im einzelnen 
festliegen. 

Seit der Einleitung der Raumordnungsverfahren im Sommer dieses Jahres 
haben sich sowohl der Streckenverlauf als auch die Haltepunkte weitest- 
gehend konkretisiert. Damit ist der unmittelbare Anlaß für eine aktua- 
lisierte Wirtschaftlichkeitsuntersuchung gegeben, in der es vor allem 
darum geht, die Zahl der Fahrgäste und zu erwartende jährliche Erlöse 
neu zu prognostizieren und die Höhe der Investitionskosten für das 
Gesamtprojekt neu zu berechnen. 
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Unabhängige externe Gutachter sind mit Hochdruck dabei, dieses zu 
leisten und zwar nicht nur für den Bund. Die Wirtschaft hat ein eigenes 
Interesse daran, daß sich das Projekt ingesamt und das ihm zugrunde 
gelegte Finanzierungskonzept wirtschaftlich trägt. Es handelt sich hier 
also um eine echte „Public Private Partnership". Das bedeutet, daß natür- 
lich auch die Industrie in der Verantwortung steht und diese wahrnehmen 
muß. Die aktualisierte Wirtschaftlichkeitsuntersuchung geschieht in 
engem Zusammenwirken zwischen den externen Gutachtern einerseits 
und den Projektbeteiligten des Bundes, der Industrie und der Banken 
andererseits. 

Dieser Prozeß ist derzeit im Gange. Wie bei allen derartigen aktuellen 
Untersuchungen üblich, findet eine intensive Diskussion zwischen den 
Gutachtern und allen Beteiligten statt, mit dem Ziel, diese auf das Jahr 
2010 projizierte Wirtschaftlichkeitsuntersuchung so fundiert und plausibel 
wie möglich zu gestalten und im Frühjahr 1997 vorzulegen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Post 
und Telekommunikation 


30. Abgeordneter' 

Jürgen 

Augustinowitz 

(CDU/CSU) 


Welche postalischen Infrastrukturveränderun- 
gen sieht das Filialnetzkonzept der Deutschen 
Post AG für den Kreis Soest vor, und wie werden 
diese begründet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 10. Dezember 1996 

Die Deutsche Post AG teilt mit, daß sie keine besonderen Aufzeichnungen 
über filialorganisatorische Maßnahmen und Veränderungen auf Wahl- 
kreis- bzw. Landkreisebene führe. 

Die Deutsche Post AG würde aber Anfragen bezogen auf konkrete Filialen 
in Städten und Gemeinden schnell und verbindlich entsprechend dem 
Stand der Planung beantworten. 


31. Abgeordneter 

Klaus 

Hagemann 

(SPD) 


Wie will die Bundesregierung künftig die 
Ungleichbehandlung der Gemeinden gegenüber 
dem Bund im Telekommunikationsbereich besei- 
tigen, die sich aus der unentgeltlichen Benutzung 
öffentlicher Wege, insbesondere der Gemeinden 
bei leitungsgebundenen Nutzungen gegenüber 
Lizenzgebühren und Frequenzgebühren an den 
Bund beim drahtlosen Mobilfunk ergibt, und wel- 
che Belastungen ergeben sich umgerechnet pro 
Jahr für die Teilnehmer aus den Lizenz- und 
Frequenznutzungsgebühren bzw. -entgelten im 
Mobilfunk? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 10. Januar 1997 


Hinsichtlich der Lizenzgebühren für Übertragungswege für öffentliche 
Telekommunikation sdienstleistungen gibt es keine Unterschiede für das 
Betreiben von funk- und leistungsgebundenen Übertragungswegen. 
Allerdings werden für die Zuteilung von Funkfrequenzen zusätzlich 
Frequenzgebühren und -beitrage fällig, die sich aus dem hierfür erforder- 
lichen zusätzlichen Verwaltungsauf wand ergeben. In diesem Zusammen- 
hang ist aber festzustellen, daß die Belastung der Teilnehmer im Vergleich 
zu den früheren Frequenznutzungsentgelten tendenziell sinkt. Bei ca. 
5,5 Millionen Teilnehmern und Frequenznutzungsbeiträgen von ca. 
2,3 Mio. DM pro Jahr für alle Mobilfunknetze (C, Dl, D2, El) ergibt sich 
eine jährliche Belastung pro Teilnehmer von ca. 40 Pfennig. Wegen dieser 
geringen Belastung der Funkwege gegenüber der unentgeltlichen Nut- 
zung der Festnetze kann nach Ansicht der Bundesregierung aber nicht vor 
einer Ungleichbehandlung gesprochen werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


32. Abgeordneter 

Hans 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 


Wie viele Bauunternehmen aus Deutschland, der 
Europäischen Union (EU) und außerhalb der EU 
haben bis 30. November 1996 Aufträge des Bun- 
des in der Folge des Umzugsbeschlusses Bonn- 
Berlin in der Bundeshauptstadt erhalten? 


33. Abgeordneter 

Hans 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 


Wie viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
aus Deutschland, aus Ländern der EU und aus 
Ländern außerhalb der EU wurden bisher im Rah- 
men dieser Baumaßnahmen eingesetzt? 


34, Abgeordneter 

Hans 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 


Wie viele dieser Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 
nehmer werden, aufgeschlüsselt nach den Her- 
kunftsländern, nach den Tarifbestimmungen der 
deutschen Bauwirtschaft bezahlt, und wie hoch 
sind die Stundenlöhne der übrigen auf ge schlüs- 
selt nach Herkunftsländern? 


35. Abgeordneter 

Hans 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 


Wie viele Arbeitserlaubnisse für nicht EU-Arbeit- 
nehmer wurden für die Baumaßnahmen im Zu- 
sammenhang des Bonn-Berlin Beschlusses bisher 
erteilt? 
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Antwort des Bundesministers Dr. Klaus Töpfer 
vom 10. Januar 1997 


Es erfolgt keine gesonderte statistische Erfassung von Bauuntemehmen 
sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern aus Deutschland, aus den 
Ländern der EU und aus den Ländern außerhalb der EU, die in Realisie- 
rung von Aufträgen des Bundes in der Folge des Umzugsbeschlusses 
Bonn-Berlin in der Bundeshauptstadt eingesetzt sind. 


36. Abgeordnete 

Siegrun 

Klemmer 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die Kritik der Fach- 
gemeinschaft Bau Berlin-Brandenburg an der 
Vergabepraxis des Bundes bei den Bauaufträgen 
für die Wohnungen umziehender Bundesbedien- 
steter für begründet (gemäß einer ddp-Agentur- 
meldung vom 23. Oktober 1996), nach der zuun- 
gunsten der mittelständischen Bauwirtschaft 
vorrangig kapitalkräftige Investoren und große 
Baukonzerne den Zuschlag erhalten, und wie 
gedenkt die Bundesregierung auf diese Kritik zu 
reagieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Joachim Günther 
vom 7. November 1996 


Die Fachgemeinschaft Bau Berlin-Brandenburg geht bei ihrer Kritik 
davon aus, daß der Bund zur Errichtung der Wohnungen im Rahmen des 
Umzugs von Parlament und Teilen der Regierung nach Berlin selbst Bau- 
aufträge vergibt. Dies trifft nicht zu. 

Die umzugsbedingten Wohnungen in Berlin werden nicht vom Bund 
selbst, sondern von geeigneten Investoren errichtet, die in Investorenaus- 
wahlverfahren ausgewählt werden. Inhalt der Investorenauswahlverfah- 
ren in Berlin ist im wesentlichen die Veräußerung bundeseigener Grund- 
stücke sowie der Erwerb von zeitlich befristeten Belegungsrechten gegen 
Zahlung eines einmaligen Förderbetrages, um eine vorgegebene Miet- 
höhe zu erreichen. 

Bei dem ersten Investorenauswahlverfahren wurde über Fördermittel für 
417 Wohnungen entschieden. Hierbei sind auch mittelständische Unter- 
nehmen beteiligt. Dem größten ausgewählten Wohnungsbauunterneh- 
men wurde sogar das kleinste Grundstück mit nur 18 Wohnungen zuge- 
sprochen. 

Insofern geht die Kritik der Fachgemeinschaft Bau Berlin-Brandenburg 
fehl. Dies wurde ihr bereit mehrfach erläutert. 


37. Abgeordnete Wie steht die Bundesregierung aus planerischen 

Siegrun und finanziellen Erwägungen zur Forderung der 

Klemmer Fachgemeinschaft Bau, durch eine Abtrennung 

(SPD) der reinen Bauleistungen von den Planungs- und 

anderen Dienstleistungen eine stärkere Berück- 
sichtigung der Berliner Baubetriebe zu errei- 
chen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Joachim Günther 
vom 7. November 1996 

Entsprechend der Antwort zu Frage 36 errichtet der Bund die Wohnungen 
nicht selbst. Für die Überlegung, die reinen Bauleistungen von den übri- 
gen Leistungen abzutrennen, ist daher kein Raum. 


Wie erklärt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß meine Frage 94 in Drucksache 13/6446 nach 
den Kostenschätzungen für Übergangsquartiere 
des Deutschen Bundestages unter Hinweis auf 
fehlende Zuständigkeit der Bundesregierung 
nicht beantwortet wurde, während Bundesmini- 
ster Dr. Klaus Töpfer sechs Tage später (laut 
Agenturberichten) u. a. zu genau dieser Thema- 
tik auf einer Pressekonferenz in Berlin unter 
Angabe von Zahlen Stellung bezog, und wann 
wird das neue Bundeskanzleramt in Berlin nach 
derzeitiger Einschätzung der Bundesregierung 
bezugsfertig sein? 

Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 3. Januar 1997 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Frage, ob, und wenn ja zu 
welchen Kosten, Provisorien für den Deutschen Bundestag in Berlin für 
eine Übergangszeit erstellt werden, vom Deutschen Bundestag selbst zu 
entscheiden ist. 

Bundesminister Dr. Klaus Töpfer hat in der Pressekonferenz am 17. De- 
zember 1996 lediglich aus einem Schreiben zitiert, das er an die Präsiden- 
tin des Deutschen Bundestages gesandt hatte. 

Gemäß aktuellem Terminplan der Bundesbaugesellschaft Berlin mbH 
wird der Neubau des Bundeskanzleramtes im Dezember 1999 fertig- 
gestellt. 


38. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 

(SPD) 


39. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 

(SPD) 


Welche Angaben kann die Bundesregierung 
inzwischen zu Unterbringung und Mittelbedarf 
für die zweiten Dienstsitze von Ressorts machen, 
die ihren ersten Dienstsitz in Bonn beibehalten 
und aufgrund des Berlin-Beschlusses des Bun- 
desrates nicht mehr im ehemaligen Preußischen 
Herrenhaus untergebracht werden, und trifft es 
zu, daß bei Neueinstellungen in denjenigen Res- 
sorts der Bundesregierung die ihren ersten 
Dienstsitz in Bonn beibehalten, in den Arbeitsver- 
trägen die Bereitschaft zum Wechsel nach Berlin 
festgeschrieben wird? 


Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 3. Januar 1997 

Zur Zeit werden Untersuchungen an einigen bundeseigenen Liegenschaf- 
ten in bezug auf die Möglichkeiten der Unterbringung der zweiten Dienst- 
sitze der in Bonn verbleibenden Ressorts durchgeführt. Eine Aussage 
kann deshalb zur Zeit weder über den Standort noch über die Höhe der 
Projektkosten getroffen werden. 
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Von den Ressorts, die nach dem Beschluß der Bundesregierung ihren 
ersten Dienstsitz in Bonn beibehalten, ist bisher in einigen Ressorts bei 
— relativ geringen — Neueinstellungen in den abgeschlossenen Arbeits- 
verträgen die Bereitschaft zum Wechsel aufgenommen worden. 


40. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 

(SPD) 


Wie ist die frühestens für das Jahr 2001 vorgese- 
hene Bezugsfertigkeit des Luisenblocks mit dem 
Kabinettsbeschluß zu vereinbaren, die Verlage- 
rung von Parlament und Teilen der Bundesregie- 
rung im Jahre 2000 abzuschließen, und für wel- 
che einzelnen Projekte und Maßnahmen sind bis- 
lang Mittel aus den Ausgleichsleistungen für die 
Region Bonn anteilig in den Kreis Ahrweiler ge- 
flossen (Bewilligung sowie Auszahlung; s. Frage 
1 06 in Drucksache 1 3/3094) ? 


Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 3. Januar 1997 

Teil 1 der Frage behandelt vorrangig Belange des Deutschen Bundes- 
tages, zu denen die Bundesregierung nicht Stellung nehmen kann. 

Es wurden bisher für folgende Projekte im Kreis Ahrweiler Ausgleichs- 
leistungen des Bundes für die Region Bonn wegen des Verlustes von 
Parlamentssitz und von Regierungsfunktionen bewilligt: 



Bewilligung 

bisher 

ausgezahlt 

- Planung und Erschließung 








von Gewerbegebieten 








• Remagen 

5 

132 

050 

DM 


0 

DM*) 

• Sinzig 


582 

743 

DM 

443 

429 

DM 

• Grafschaft-Gelsdorf 

1 

502 

321 

DM 

1 207 

731 

DM 

• Brohltal-Kempenich 

1 

352 

911 

DM 

1 313 

110 

DM 

' Brohltal-Spessart 


506 

925 

DM 

453 

794 

DM 

• Bad Breisig 

1 

982 

448 

DM 

982 

448 

DM 

- Darlehen für den Zwischen- 








erwerb von Liegenschaften: 








• Remagen 


917 

360 

DM 

798 

513 

DM 

■ Sinzig 


800 

000 

DM 

711 

916 

DM 

• Grafschaft Ringen 

3 

000 

000 

DM 


0 

DM*) 

‘ Brohltal-Kempenich 


354 

300 

DM 

177 

294 

DM 

- Gesundheits- und Fitneß- 


710 

000 

DM 

141 

998 

DM 

region Kreis Ahrweiler 








*) Bewüligungsbescheid erlassen. 








Maßnahmenbeginn durch die 








Gemeinde noch nicht erfolgt. 








Gesamtbewilligungen/ 

-auszahlungen 

Stand: 23. Dezember 1996 

16 841 058 

DM 

6 230 233 

ÖM 


Für die Errichtung der Fachhochschule Remagen ist dem Bundesministe- 
rium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie ein Betrag in 
Höhe von 3135000 DM zur Bewirtschaftung zugewiesen worden. Die 
genaue Höhe des ausgezahlten Betrages steht noch nicht fest. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie 


41. Abgeordnete 

Simone 

Probst 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Versorgungsverträge bestehen zwischen 
deutschen Großforschungseinrichtungen und der 
Atomanlage in Dounreay (Vertragsleistungen, 
Kosten, Lieferzeiten)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 13. Januar 1997 

Es besteht ein Vertrag zur Lieferung von Brennelementen für den For- 
schungsreaktor DIDO an das Forschungszentrum Jülich. Die Lieferung 
soll in fünf Chargen erfolgen, beginnend im Jahr 1998. Die Kosten liegen 
bei 4 300 TDM. 


42. Abgeordnete 

Simone 

Probst 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Entsorgungsverträge bestehen zwischen 
deutschen Großforschungseinrichtungen und der 
Atomanlage in Dounreay (Vertragsleistungen, 
Kosten, Verwendung der Reststoffe, Rücknahme 
der Abfälle)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 13. Januar 1997 

Wiederaufarbeitungsverträge mit UKAEA-Dounreay haben das For- 
schungszentrum Geesthacht (GKSS), das Hahn-Meitner-Institut (HMI) 
(zwei Verträge) und das Forschungszentrum Jülich (KFA) abgeschlossen. 
Die Kosten der Verträge liegen bei 6 800 TDM, 2 600 TDM bzw. 1 480 TDM 
und 4400 TDM. Das rückgewonnene hochangereicherte Uran aus der 
Wiederaufarbeitung der Brennelemente von GKSS und HMI wurde von 
73% auf 20% U-235 abgereichert und von GKSS an CEA in Frankreich 
sowie von HMI an NUKEM verkauft (Material aus dem ersten Vertrag) 
bzw. zum Kauf angeboten (Material aus dem zweiten Vertrag). Über die 
weitere Verwendung des wiederaufgearbeiteten Kernmaterials der KFA 
soll in den nächsten Wochen entschieden werden. Die Rücknahme des zu 
konditionierenden „Waste" erfolgt in allen Fällen gemäß dem Noten- 
wechsel der Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und des Ver- 
einigten Königreichs vom 3. August 1990 (Rücknahmepflicht innerhalb 
von 25 Jahren). 


Bonn, den 17. Januar 1997 
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